
Tages-Anzeiger – Donnerstag, 18. Mai 2017 � 3 

Schweiz

An den Pomp haben wir uns gewöhnt. 
An die Kanonen, die Fremdenlegionäre, 
die tausend Trikoloren vor und auf dem 
Eiffelturm. Die Amtseinführung von 
Präsident Emmanuel Macron war so 
französisch, wie wir uns französisch halt 
vorstellen. Als Schweizer Beobachter 
stutzt man nicht ob all dem Getue. Als 
Schweizer Beobachter stutzt man eher 
ob der Unverfrorenheit, mit der der 
neue französische Präsident zuerst das 
alte Parteiensystem zerschlagen und 
dann ein neues System ganz auf sich – 
und nur auf sich – zugeschnitten hat.

Ganz Ähnliches geschieht derzeit in 
Österreich, wo sich Aussenminister Se-
bastian Kurz in der vergangenen Woche 
die ÖVP untertan machte. In einem 
selbst für Österreich beispiellosen Vor-
gang liess sich der 30-Jährige zuerst 
einen umfangreichen Forderungskata-
log genehmigen und stellte sich erst 
dann als neuer Obmann und Spitzen-
kandidat für die Neuwahlen zur Verfü-
gung. Aus der ÖVP ist über Nacht eine 
Kurz-Partei geworden. «Dahinter steckt 
eine schleichende Übertragung neolibe-
raler Managementvorstellungen auf die 
Politik», hat SP-Nationalrat Cédric Wer-
muth danach auf seinem Blog notiert. 
Demokratisch sei das nicht.

Revolution nach Schweizerart
Mit seiner Kritik steht der SP-Nationalrat 
nicht allein da. Schweizer Politiker aus 
verschiedensten Lagern können die Vor-
gänge im europäischen Ausland mit 
ihrem demokratischen Grundverständ-
nis nur schwer in Einklang bringen. Zu 
egozentriert, zu viel Personenkult, zu 
wenig Demut, zu unschweizerisch!

Dabei geht allerdings vergessen, dass 
wir diese Entwicklung in der Schweiz 
bereits durchgemacht haben. Diesen 
Frühling feierte die Zürcher SVP ihr 
100-Jahr-Jubiläum. Hinter dem Fest 
stand auch das Bemühen, den Wandel 
der Partei in den vergangenen Jahrzehn-
ten in eine historische Kontinuität zu 
stellen, die es so nicht gab. Der Umbau 
der SVP von einer biederen Bauern- und 
Gewerbepartei in eine rechte Anti-
Establishment-Partei durch Christoph 
Blocher in den späten 1980er-Jahren  
war für Schweizer Verhältnisse eine 
Revolution. 

Was die Globalisierung mit all ihren 
Folgen für die heutigen Aufsteiger in 
Europa und Amerika ist, war für Blocher 
das Ende des Kalten Kriegs. Mit den ein-
stürzenden Gewissheiten der Nach-
kriegszeit begann auch das Schweizer 
Parteiensystem zu wanken, bis anhin 
eines der stabilsten überhaupt. Dass Blo-
cher das erkannte, sei seine Pionierleis-
tung, sagt Politphilosoph Georg Kohler.

Plötzlich suchten die alten bürgerli-
chen Parteien den Aufbruch nach 
Europa – nur Blocher bewegte sich 
nicht. Und die von ihm geformte SVP 
profitierte, wie seit 1919 keine Partei 
profitiert hatte: Mit nur zwei Wahlen – 
1995 und 1999 – verdoppelte die SVP 
ihren Wähleranteil auf über 22 Prozent. 
Für ein Land, in dem Wahlen während 
Jahrzehnten wenig bewirkt hatten, war 
diese Verschiebung tektonisch.

Viel war in dieser Zeit vom «Blocher-
Effekt» die Rede. Der Historiker Damir 
Skenderovic, der zum Aufstieg der SVP 
geforscht hat, meint damit zwei Dinge. 
Erstens: die Verkörperung eines Pro-
gramms durch eine Person, wie sie Blo-
cher darstellte. «Wer an die SVP dachte, 
dachte an Blocher», sagt Skenderovic, 
«was Blocher sagte, war gleichbedeu-
tend mit der Haltung der Partei.» Zwei-
tens: die Tatsache, dass der Herrliberger 
in der Schweizer Parteienlandschaft wie 
kaum jemand zuvor als Leaderfigur her-
ausstach. Schweizer Parteien hatten sich 
immer über ihre Strukturen definiert, 
kaum je über Personen.

Da waren aber auch die Mittel, die 
Blocher einsetzte: Geld, Charisma und 
strategisches Geschick beim Aufbau 
eines Parteiapparats, der permanenten 
Wahlkampf betreibt. Früher als in an-
deren Parteien verschwanden in der 
SVP die Haltungen von Kantonalpar-
teien und Politikern, die von Blochers 
Zürcher Linie abwichen. Immer wieder 
betrieb die Partei schliesslich die Zu-
spitzung auf Blochers Person. Ihren 
Endpunkt fand diese Entwicklung mit 
der Kampagne für die Wahlen 2011. 

«Blocher stärken, SVP wählen!» stand 
auf den Plakaten, die überall im Land 
hingen.

Die Versuche der anderen
Die Partei, das bin ich: Es gab in der 
Schweiz auch andere, die Ähnliches 
versuchten. Die BDP war ganz auf Eve-
line Widmer-Schlumpf ausgerichtet, so-
lange diese noch Bundesrätin war. Auch 
die Grünliberalen, vom verstossenen 
Grünen Martin Bäumle gegründet und 
aufgebaut, funktionierten zumindest 
am Anfang auf die gleiche Weise. Doch 
nie kamen sie auch nur annähernd an 
den Erfolg von Blochers SVP heran – 
weil die Voraussetzungen nicht mehr so 
günstig waren. 

«Es braucht eine extreme Konstella-
tion, damit so etwas funktionieren 
kann», sagt Politgeograf Michael Her-
mann und verweist auf den deutschen 

Radikalen und späteren Mitgründer der 
SPD, Wilhelm Liebknecht. «In der 
Schweiz kann keine Bewegung entste-
hen», sagte Liebknecht, als er nach 1848 
im Schweizer Exil lebte, «dafür fehlt der 
Arbeiterschaft der Druck von oben.»

Für den zu geringen Leidensdruck 
gibt es verschiedene Gründe. Die föde-
rale Struktur des Landes, die direkte De-
mokratie als Ventil für jene Kräfte, die 
mit dem trägen System nicht zufrieden 
sind, und überhaupt: das träge System. 
«Es gäbe Möglichkeiten, dass neue Dy-
namiken entstehen, etwa wenn die 
Grünliberalen mit der Operation Libero 
einen gemeinsamen Weg fänden», sagt 
Hermann, doch dafür müssten sämtli-
che Parameter stimmen – und das sei 
eher unwahrscheinlich.

So bleibt die SVP das einzige Beispiel 
einer erfolgreichen Übernahme einer 
grösseren Partei durch einen einzigen 

Mann in der Schweiz. Der Einfluss von 
Blocher ist bis heute unübersehbar. 
Sein Durchgriff reicht bis in die Kan-
tone. Wenn ihm ein Sektionspräsident 
nicht mehr passt – wie unlängst der 
Basler Sebastian Frehner –, wird dieser 
öffentlich zum Rücktritt aufgefordert. 
Und tut das dann auch. Oder wenn die 
Auns, wie kürzlich geschehen, eine In-
itiative zur Kündigung der Personen-
freizügigkeit lanciert, reicht ein einzi-
ges Votum von Blocher aus der Zu-
schauerreihe, um den gesamten Zeit-
plan der Auns-Spitze auf den Kopf zu 
stellen.

Blocher ist immer noch die SVP, er 
hat die Partei im Griff. Wenn der neue 
französische Präsident oder der öster-
reichische Aussenminister ein Vorbild 
brauchen: Sie finden es hier, mitten in 
der urdemokratischen Schweiz.
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Ein Mann, eine Partei
In Frankreich und Österreich machen sich junge Politiker ganze Parteien untertan. Die Schweiz staunt –  
und vergisst dabei ihre jüngste Vergangenheit. Ein Rückblick von Philipp Loser und Alan Cassidy
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Früher als in anderen 
Parteien verschwanden 
in der SVP die 
Haltungen, die von der 
Linie ihres Präsidenten 
abwichen.

«Alle für einen»: Christoph Blocher formte die SVP zu einer Einmannpartei um. Foto: Sigi Tischler (Keystone)

Um die Rolle des verhafteten 
Spions Daniel M. ist in Bern 
ein Konflikt zwischen Justiz 
und Nachrichtendienst 
ausgebrochen.  

Mario Stäuble und Thomas Knellwolf

Um Spion Daniel M., der in Deutschland 
im Gefängnis sitzt, ist ein veritables 
Schwarzpeterspiel im Gange. Dabei geht 
es um die Frage, wem die Mission des 
Agenten eigentlich diente. Die Aufsichts-
behörde über die Bundesanwaltschaft 
(AB-BA) hat gestern einen Zwischenbe-
richt zur Rolle von M. bei Ermittlungen 
der Bundesanwaltschaft gegen deutsche 
Steuerfahnder veröffentlicht.

Sie schreibt, die Bundesanwaltschaft 
habe sich nicht auf Informationen von 
Daniel M. gestützt, als sie die Fährte der 
deutschen Beamten aus Nordrhein-West-
falen aufnahm. Bereits 2010 habe die 
Bundesanwaltschaft die Namen der 
Steuerfahnder gekannt. Die Bundesan-
waltschaft selbst schreibt auf Anfrage: 
«Daniel M. ist somit nicht die Quelle der 
Bundesanwaltschaft.»

Dies widerspricht den Angaben von 
FDP-Nationalrätin Corina Eichenberger. 
Sie ist Vizepräsidentin der Geschäftsprü-
fungsdelegation, die über den Nachrich-
tendienst des Bundes (NDB) wacht und 
über dessen Aktivitäten regelmässig ge-
brieft wird. Eichenberger sagte nach 
dem Auffliegen von M. zum «Blick»: 
«Aufgrund seiner Informationen wurden 
Haftbefehle gegen drei deutsche Steuer-
fahnder erlassen wegen Verdachts auf 
nachrichtliche Wirtschaftsspionage.»

«Ablenkmanöver»  
Daniel M. selbst hatte in der Schweiz 
ausgesagt, er habe im Auftrag des NDB 
eine «Sudoku-Liste» der deutschen 
Steuerfahnder komplettiert, die Wohn-
orte, Autonummern und weiteres ent-
halten habe. Dass M. ein Mandat des 
Nachrichtendiensts hatte, bestätigten 
inzwischen zwei Bundesräte. Ebenso 
hat die Bundeskriminalpolizei angege-
ben, dass sie wegen der Steuer-CDs den 
Nachrichtendienst 2011 um Informatio-
nen gebeten hatte. Es ist die Bundeskri-
minalpolizei, die im Auftrag der Bundes-
anwaltschaft Ermittlungen durchführt. 
Es stellt sich also die Frage, welche Infor-
mationen aus der Hand von M. via NDB 
an die Bundeskriminalpolizei geflossen 
sind und ob die Bundeskriminalpolizei 
allenfalls Wissen ohne Quellenangabe an 
die Bundesanwaltschaft weitergab.

Diesen Punkt konnte die AB-BA nicht 
klären. Sie weist in ihrem Statement da-
rauf hin, dass sie über die Bundeskrimi-
nalpolizei und auch über den NDB keine 
Aufsicht habe. Sie lädt deshalb andere 
Aufsichtsbehörden zur «engen Zusam-
menarbeit» ein.

Valentin Landmann, der Anwalt von 
M., kritisiert den Bericht der AB-BA als 
Ablenkmanöver: «Ich habe gewettet, 
dass die Aufsichtsbehörden den Fall ver-
wedeln würden, und ich bin auf dem bes-
ten Weg dazu, die Wette zu gewinnen.»

Der Streit um das Aktenleck
Ein zweiter grosser Streitpunkt ist die 
unterlassene Schwärzung von Akten. 
Daniel M. ist als Agent aufgeflogen, weil 
er 2015 selbst versucht hatte, Bankdaten 
zu verkaufen. Als ihn die Bundesanwalt-
schaft festnahm, erzählte er von seinen 
Geheimdienstaufträgen. Über einen 
deutschen Mitbeschuldigten landete das 
Dossier bei der deutschen Justiz. Anwalt 
Landmann wirft der Bundesanwalt-
schaft nun vor, seinen Klienten damit 
«ans Messer geliefert» zu haben. 

Die AB-BA stellt sich nun auf die Seite 
der Bundesanwaltschaft, ohne sich ab-
schliessend zu äussern. Sie schreibt, 
Parteirechte und Wahrheitsfindung wä-
ren «massiv beeinträchtigt» worden, 
wenn die Bundesanwaltschaft die Akten 
geschwärzt hätte. Dazu komme, dass M. 
selbst gar keine Geheimhaltungsinteres-
sen geltend gemacht habe. 

Aus den Verhörprotokollen ergibt 
sich, dass M. sagte, er gebe nur «sehr un-
gern» Auskunft über seine Aufträge als 
Agent. Weiter betonte er, dass er die Er-
mittler, die ihn befragten, als «Amtsge-
heimnisträger» einstufte: «Sie können 
mit diesen Daten umgehen.» Anwalt 
Landmann kritisiert, er sei nicht orien-
tiert worden, bevor die deutschen Mit-
beschuldigten Akteneinsicht erhielten.

Wer profitierte 
vom Agenten M.?


